
Programmarbeit-
und siebewegt doch!

KlausRaveDie sechziger Jahre: Große Koalition, gesellschaftliche Um-
bruchstimmung, ein Wechsel im Landes- undFraktionsvorsitz
der SPD Schleswig-Holstein - neue Attraktivität von Politik
und Politikern. Jochen Steffen zog die Diskussion und die
Diskutanten an sich, band die theoretische Debatte der Stu-
dentenbewegung einindie programmatische Entwicklung der
Landespartei. Und setzte dies fort mit und für den schleswig-
holsteinischenLandesverband inder Bundespartei.Dasistder
zeitlicheund personelle Ausgangspunkt,den es zufixierengilt,
willman dieRolle derLandes-SPDinderProgrammdiskussion
der Parteiwürdigen. Doch auch losgelöstvon zeitlichenZufäl-
ligkeiten und der Motivationskraft von Persönlichkeitenent-
wickelte sich einekonsequente Kontinuität:Programmdiskus-
sion als innerparteiliche Produktivkraft. Kennzeichen: Wie-
derbelebung der auch marxistischen Analysefähigkeit derGo-
desberger Volkspartei, Ausrichtung auf eine klare Orientie-
rung an den Grundwerten der Arbeiterbewegung, Freiheit,
Gerechtigkeit und Solidarität, Entwicklung gesamtgesell-
schaftlicher, langfristiger Perspektiven, um den alltäglichen
Kampf um die „kleinen" Reformschritte nicht zum Selbst-
zweck staatlichen Machterhalts degenerieren zu lassen.

In der Grundsatzdiskussion der Bundes-SPD hat Jochen
Steffen inder Grundwertekommission gestritten, gemeinsam
mit Helmut Schmidt.Er hatteihren Vorsitz inne und legte ihn
niederausProtest.InderökonomischenDiskussion ginges vor
allem umBeiträge zum Orientierungsrahmen '85, jenemmit-
telfristigen Programm, das die Brücke zwischen Godesberg
und der aktuellen Regierungspolitik sichernd schlagen sollte.
Im Landesverband selbst wurde - noch weit vor der neuen
Grundsatzdebatteder Bundespartei-der Versucheiner Stand-
ortbestimmung mit derDiskussionder „Politischen Leitsätze"
unternommen. Hier hatte die Landes-SPD, im wesentlichen
von GerdWalter initiiert,sich die Aufgabe gestellt, dieFähig-
keit zur gesellschaftspolitischen Reform unter den Bedingun-
geneineskaum mehr vorhandenenWirtschaftswachstums und
unter Berücksichtigung der ökologischenFolgen eines wachs-
tumsfixierten ökonomischen Handelns neu zu bestimmen.
Eine Diskussion vor ihrer Zeit,diedie Parteinicht ergriff, die
weitgehend ohneEinfluß aufdieBundesparteiblieb, dieheute
allerdings wieder aufgegriffen werden kann - Anknüpfungs-
punkte.

Praktische wie programmatische Konsequenzen hatte aller-
dings dieDebatte um die Nutzungder Atomenergie zur Ener-
gieerzeugung. Ihre langanhaltende Wirkung läßt sich aus ver-
schiedenen Faktoren ableiten. Erstens hatte sie zur Konse-
quenz eine aktuelle Auseinandersetzung mit derPolitik einer
SPD-geführten Bundesregierung. Zweitensbündelte sie unter-
schiedliche innerparteiliche Interessengruppen: Kritiker des
ungehemmten Wirtschaftswachstums wie diejenigen, die die
Gefahren des Atomstaates mit ihren rechtsstaatlichen Über-
zeugungen abwehren wollten, prinzipielle Gegner der Atom-
spaltung wie diejenigen, die die Abhängigkeit vondengroßen
Energiekonzernen und ihrer Kapitalkraft als Machtfaktor be-
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kämpfen wollten. Es war dabei immer auch nicht nur eine
theoretische Diskussion, sondern eine Programmdebatte, die
konkret daraufreflektieren mußte, was hierinSchleswig-Hol-
stein mit dem Bau von Kernkraftwerken geschah, die immer
aufnehmenmußte, wie dieReaktionder betroffenenBevölke-
rung, insbesondere in der Wilstermarsch um das Kernkraft-
werk Brokdorfherum, war.

Ihren Ausgangspunkt hatte die Programmdebatte um die
Nutzung der Atomenergie durchdie InitiativederJungsoziali-
sten. ImSommer des Jahres 1975 gab der Landesvorstand der
Jungsozialisten aufInitiative von Hilmar Zschacheinen Infor-
mationsdienst heraus, der eine programmatische Überschrift
hatte: „Stoppt das Bonner Atomprogramm - gebt uns eine
Denkpause." Mit diesem Informationsdienst wurde der Ver-
such unternommen, quasi populärwissenschaftlich für einen
breiteren Kreis vonInteressiertenin der Partei aufdie Gefah-
ren der Atomenergie hinzuweisen. Und weil diese Gefahren
zumindest voneinemTeilderWissenschaft eindeutig bewertet
wurden, wurde daraus eine programmatische Forderungabge-
leitet: die Denkpause, dasMoratorium.Um diese Diskussion
in Gang zu setzen, wurde vorsichtig formuliert:

„DieAntragsteller meinennicht, daß Kernenergie grundsätz-
lich abzulehnen ist, vielmehr gehen sie davon aus, daß in einer
befristeten Unterbrechung die schwerwiegenden Bedenken un-
tersucht werdenmüssen, daß aber beiforciertem Weiterbau eine
eventuelle Abkehr von der Kernenergie immer schwieriger
wird."

Kernkraftwerk Brokdorf. 1985 (Foto:
J. Hinrichsen)
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So die Begründung des Antrages. Dessen Konsequenzen,
dessen Forderungen waren weitergehend, dies wohl auch im
Bewußtsein der Antragsteller:

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, für einen begrenz-
ten Zeitraum vondrei Jahren- den Betrieb aller Kernreaktoren zuunterbrechen,- denBauallergeplanten beziehungsweise imBaubefindlichen

Kernreaktoren zustoppen,- den Außenhandel mit Kernreaktoren einzustellen."
So der Initiativantrag der Jungsozialisten für den SPD-Lan-

desparteitag inBad Oldesloe 1975. Aus dem Landesvorstand
der ParteikamenEinwände, Einwände des Inhalts,daß derart
weitgehende Forderungen einer ausführlichen Diskussion be-
dürfen, nicht als Initiativantrag auf einem Parteitag zur Ab-
stimmung gestellt werden könnten.Konsequenz: Eine Fach-
konferenz sollte sich des Themas annehmen. Dies war das
Ergebnis der ersten programmatischen Auseinandersetzung
der SPD Schleswig-Holstein auf einemParteitag mit dem Pro
undKontraderNutzung der Atomenergie.DieFachkonferenz
fand Ende April1976 inKiel statt. Sie war von einer Arbeits-
gruppe vorbereitet worden,deren Aufgabenstellung ihr Leiter
Ernst-Wilhelm Stojan umschrieb:

„Indem umfassenden Gebiet Kernenergie mit ihren wissen-
schaftlichen, technischen, wirtschaftlichen,politischenund Um-
weltaspekten soll beim Abwägen des Pro und Kontra keiner
Frage ausgewichen werden.

"
Die Tendenz der Diskussion, der programmatischen Ent-

wicklung wird durch eine nahezu einstimmig gebilligte Be-
schlußvorlage deutlich,die dem Landesvorstandzum weiteren
Verfahren überwiesen wurde:

„Beim Bau, bei der Planung und bei der Genehmigung von
kerntechnischen Anlagen ist daranfestzuhalten, daß der Schutz
derBevölkerungvormöglichenSchädigungenabsolutePriorität
bei der friedlichen Nutzung der Kernenergiehat."

Eine neueDynamik wurde indie Diskussionhineingetragen
durch den Baubeginn des Reaktors in Brokdorf. Das Kieler
Sozialministerium erteilte trotz zahlreicherEinwendungen un-
ter strengster Geheimhaltung amNachmittag des25. Oktobers
1976 die erste Teilerrichtungsgenehmigung und ordnete den
Sofortvollzug an.Dies führte Gegnerder Kernenergie zusam-
men mit denjenigen, die aus grundsätzlich-rechtsstaatlichen
Erwägungen heraus es für völligunangebracht hielten, derart
weitreichende Entscheidungen wie dem Bau eines Reaktors
mit dem Sofortvollzug und entsprechendem Polizeieinsatz zu
verbinden. Dies radikalisierte die Diskussion.Der SPD-Lan-
desvorstand - Landesvorsitzender war Günther Jansen-be-
schloß:

„DieDiskussionimLandesvorstandderSPD Schleswig-Hol-
steinund dieBeratungderFachkonferenz Kernenergie desLan-
desverbandes der SPD Schleswig-Holstein haben ergeben, daß
die wirtschaftliche Nutzung der Kernenergie, der Bau und der
Export von Kernkraftwerken insgesamt mehr ungeklärte Pro-
bleme undunübersehbare Risikenenthalten, als bisher der brei-
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ten Öffentlichkeit bekannt geworden ist. ...Und darüber hin-
aus, daß derBauallergeplanten Kernkraftwerke nichtinAngriff
genommen wird, daß der Außenhandel mit Kernreaktorenein-
gestellt wirdunddieFortführung der imBaubefindlichenKraft-
werke unterbrochen wird."

Eine Partei, die gerade eine Debatte begonnen hatte, die
gerade denVersuchunternommen hatte,programmatischeine
Frage zu durchdringen, wurde konfrontiert mit einem Staat,
der in einem, wie es hieß, berüchtigten Nacht- undNebelvoll-
zug eine menschheitsgefährdende Technologie durchsetzen
wollte. Von nun an hatte die Debatte der SPD Schleswig-
Holsteinunter ihrem Landesvorsitzenden Günther Jansenum
die Nutzung der Atomenergie eine neue Qualität. Günther
Jansen verstärkte sein „Plädoyer für eine Denkpause". Um
Konfliktemit der Landtagsfraktion unter KlausMatthiesenzu
minimieren,wurde dabei immer wieder Wert daraufgelegt, die
Diskussionals ergebnisoffen zu kennzeichnen. Dennoch ver-
stärkte sich in der Öffentlichkeit der Eindruck - und dies
schließt die Öffentlichkeit der Bundesparteiein-,daß dieSPD
in Schleswig-Holstein zu einem prinzipiellen Gegner der
Atomenergie geworden war.Unddiesangesichts einer sozialli-
beralen Koalition in Bonn,die den Ausbau der Atomenergie
zurEnergieerzeugung konsequent fortsetzenwollte.Undnoch
eines war wichtig für den Fortgang der Diskussion. Die SPD
Schleswig-Holstein, allen voran ihrLandesvorsitzender Gün-
therJansen,sprachnicht nurDemonstrantenMutzu,gegen die
Atomkraft zuprotestieren, sondernbeteiligtesich selbstan den
großen Demonstrationen gegen das Atomkraftwerk inBrok-
dorfbis hin dazu,daß Günther JansenalsDemonstrant Opfer
einesTränengaseinsatzes wurde.DiePartei war nicht nurpro-
grammatisch sensibilisiert gewesen, sie wurde durch den So-
fortvollzug inBrokdorf betroffen und im wahrsten Sinne des
Wortes ihr Landesvorsitzender getroffen. Kritik an diesem
energiepolitischen Kurs kam aus der SPD-Landtagsfraktion,
speziell aus dem gewerkschaftlich orientierten Abgeordneten-
bereich.Begründung: DieForderung nacheinemBaustopp sei
illusionär,würde dem Wirtschaftswachstumschadenunddamit
Arbeitsplätze gefährden. Die Kritik wurde offenausgetragen,
wurde in der Sache hart argumentativ unterfüttert, scheute
auchvor persönlichenAngriffen aller Beteiligten nichtzurück.
Hier wurdedie Programmdebatte inder aktuellenKonfliktsi-
tuation um das Atomkraftwerk Brokdorf zu einer Zerreiß-
probe für die SPD in Schleswig-Holstein. Es mag erstaunlich
anmuten, aber es entspricht den Tatsachen: Auch durchdiese
Diskussion, durch die Ansätze von Fraktionierungen ist es
nicht zueiner organisierten Flügelbildung innerhalb desLan-
desverbandes gekommen. Das Wechselspiel derKräfte sorgte
dabeidafür, daß dieDiskussionnicht zum Stillstandkam.Sei es
das Spannungsverhältnis Landesverband -Landtagsfraktion,
sei es das Verhältnis Landespartei - Bundespartei, sei es das
VerhältnisBundestagsabgeordnete aus Schleswig-Holstein zur
Bundesregierung, seies dasVerhältnisSPD-Gewerkschaften,
seiesdas VerhältnisSPD-Bürgerinitiativen. Undimmer stand
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dabeimahnend in derLandschaft der Wilstermarsch derBau-
zaun, stand der Baubeginn des dritten Reaktors inSchleswig-
Holstein, des Atomkraftwerkes inBrokdorf. Dies führte im-
mer wieder zu zusätzlichem Zorn, bestärkte Ohnmachtsge-
fühle. Die Diskussion ging weiter und der Bau auch. Einen
neuen Schritt unternahmen die schleswig-holsteinischen So-
zialdemokraten auf ihrem TönningerLandesparteitag vom17.
bis 19. Juni 1977. Günther Jansen machte klar:Es ging nicht
allein mehr um denProzeß der Diskussion, um das Erörtern
desFür und Wider, es gingum dieNotwendigkeit, durch einen
Baustopp überhaupt noch Optionen für eine andere als auf
Atomkraft aufgebaute Energieversorgungsstruktur zu errei-
chen. Und der Donner des sich entladendenGewitters über
dem Parteitagssaal der Stadthalle von Tönning unterstrich
Günther Jansens Argumentation. Der dann zur Abstimmung
gestellte Antrag desLandesvorstandes,der einebreite Mehr-
heit aufdem Parteitag fand,zogeinerseitseineZwischenbilanz
der bisherigen programmatischen Diskussion und entwickelte
diese gleichzeitig fort. Esheißt dort:

„1. Zur Lage der Diskussion über die Energiepolitik. Der
Beschluß des Landesvorstandes der schleswig-holsteinischen
SPD, der sichfür eineergebnisoffene Diskussionüber das Für
und Wider derfriedlichen Nutzung derKernenergie ausgespro-
chenhatte, hatdazu beigetragen, einegrundlegende energiepoli-
tischeDebatte innerhalb der Parteiauszulösenund damit auch
dieDebatteüber unseraller Zukunfteinzuleiten. Damithat sich
derLandesverband derSPD in Schleswig-Holstein denFragen
gestellt, die schonfrühzeitig von Bürgerinitiativen aufgeworfen
wordensind. Wirbefinden uns jetzt weltweitaneinemEntwick-
lungspunkt, der dieMenschheit zwingt,dienatürlichen Grenzen
und MöglichkeitenderErde zu erkennen und einzuhalten und
die verfügbaren Naturschätze undtechnischen Kräfte sparsamer
zu verwaltenundgerechter zuverteilen, als esinder Vergangen-
heit geschehen ist. Viele Probleme, die dabei gelöst werden
müssen, wurdenundwerden durch ein wirtschaftliches Denken
und Handeln erzeugt, das immer noch überwiegend die Pro-
blemlösungenineinernurquantitativenProduktionsausweitung
sucht unddabei dieInteressenderkurzfristigen Kapitalverwer-
tung in den Vordergrund rückt und oftmals nur egoistische
Nationalinteressen verfolgt. DieseInteressenstehen aber oft im
Gegensatz zu

gesamtgesellschaftlicher Vernunft (volkswirtschaftliche Ko-
sten-Nutzen-Rechnung),- nationaler und internationaler GerechtigkeitundSolidarität,- den natürlichen und nicht beliebig vermehrbaren Lebens-
grundlagen der Menschen,- humanen Arbeitsbedingungen,- den Grundsätzen der Lebensqualität,- den Grundwerten der Demokratieund Selbstbestimmung,- den Interessenzukünftiger Generationen.
Mit diesen Problemen muß sich die SPD besonders in der

energiepolitischen Diskussion auseinandersetzen. Deswegen
fordert der Landesparteitag eine unvoreingenommene und er-
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gebnisoffene Diskussion über die Chancen und Risiken der
friedlichenNutzung vonKernenergie undunterstützt diepoliti-
sche Forderungnach einemBaustopp. Das bedeutet- für alleKernenergieprojekte bis auf weiteres einen Genehmi-

gungs-, Bau- und Inbetriebnahmestopp anzuordnen; eine
Energiepolitik die der MöglichkeitRechnungträgt, ohne die
friedliche Nutzung der Kernenergie auskommen zukönnen;- eingeschlossenes Konzept aller Entsorgungs-, Wiederaufbe-
reitungs- undEndlagerungsmaßnahmen unter Offenlegung
aller Risiken (politisch, ökonomisch, technisch) vorzulegen.
Einebaubegleitende Entwicklung istnichtzulässig;- denGenehmigungsstopp imRahmender internationalen Ver-
antwortungbisaufweiteresauchfür denExport vonkerntech-
nischen Anlagen auszudehnen.
Der SPD-Landesverband unterstützt undbefürwortet diesen

Baustoppmit dem Ziel, einengrundlegenden Ümdenkungspro-
zeß in der Energieversorgung einzuleiten. Deswegen muß die
Zeitdes Baustopps aktiv für Maßnahmen genutzt werden, die- die Sicherheit für die Bevölkerungerhöhenund eine wirksa-

mere Vorsorge gegen Schadensfolgen möglicherkerntechni-
scherUnfälle durchsetzen;

-mehr Vernunft im Umgang mitEnergiefördern;- einebessere Nutzung der Primärenergie ermöglichen;- dieEntwicklung neuerFormender Energieerzeugung, insbe-
sondere dieNutzung derunerschöpflichennatürlichen Ener-
giequellen verstärken;- die Umweltbelastungen vonKraftwerken verringern;- den Bürgerdialog über unsere Energieversorgung in Gang
setzenhelfen;- eine kritische Überprüfung staatlicher Forschungs- und Ent-
wicklungsprogramme für die sogenannten fortgeschrittenen
Reaktorlinien in bezug auf ihre Verantwortbarkeit unter Si-
cherheits- und Wirtschaftlichkeitsaspekten ermöglichen;- dieUmorientierung derForschungs- undEntwicklungskapa-
zitätenaufnichtnukleare Energiesysteme und aufdieFörde-
rung praktischer Verwendungsintelligenz im Energiever-
brauch bewirken;-Haushaltsmittelbereitstellenfür die Erforschung derbiologi-
schen Risikender Kernspaltungstechnologie und die Vermin-
derung der Umweltbelastung bei konventionellen Kraftwer-
ken;- verhindern, daß diebeschäftigungspolitischen Konsequenzen
aus denvorher genanntenMaßnahmen einseitigaufdemRük-
ken der davon betroffenen und dafür nicht verantwortlichen
Arbeitnehmer abgeladen werden;

- dieDiskussion europäisieren.
Erst der an diesen Zielen orientierte verstärkte Einsatz von

Wissenschaft undPolitik führt zu einersinnvollenNutzung der
Zeit des Baustopps. Und erst greifbare Ergebnisse dieser An-
strengungenmachen ein Ende der Denkpause, das heißt eine
sinnvolle Entscheidung über Notwendigkeit und Ausmaß der
friedlichen Nutzung der Kernenergie sowie des Exports der
Kerntechnologie möglich."
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Dieser Beschluß, der nochauf weiteren Seiteninkonkreten
Details ausgeführt wird,zeigt in seiner Einleitung die grund-
satzprogrammatische Argumentationslinie in Verbindung mit
der auf die Bundespartei bezogenen taktischenHaltung der
ergebnisoffenen DiskussioninVerbindungmit reformerischen
energiepolitischen Ansätzen.Esgibt so etwasnicht. Trotzdem
solleshier zurCharakterisierungverwandt werden:Dies istein
durchaus typischer Beschluß der SPD Schleswig-Holstein. Er
verbindet die besten Traditionender programmatischen Dis-
kussion des Landesverbandes. Radikaldemokratisch ökono-
misch-analytische, die Grenzen des Wachstums beachtende
ethisch fundierte Positionen.Mit dieserPositionging die SPD
Schleswig-Holstein auf denBundesparteitag inHamburg, der
im Herbst des Jahres 1977 vom15.- 19.November stattfand.
Der große Kompromiß zwischen Atomkraftkritikernund den
in derRegierungsverantwortung die Atomkraft Einsetzenden
sollte versucht werden. Erhard Eppler blieb es vorbehalten,
Kompromißlinien auszugeben:

„Laßt uns versuchen, so viele wie möglichaufeine gemein-
same Energiepolitik einzubinden, einschließlich der Bundesre-
gierung unddes Bundeskanzlers. Liebe Genossinnenund Ge-
nossen, was hätte es denn geholfen, wenn wir jetzt für den
ursprünglichen Leitantraggekämpft und dafür sogarnocheine
Mehrheit bekommen hätten und derBundeskanzler dann nach
seiner Überzeugung hätte sagen müssen, daran kann ich mich
nicht halten. Das hätte für die Energiepolitik überhaupt nichts
gebracht undfür die Parteiund dieRegierungeine Belastungs-
probe allererstenRangesheraufbeschworen."

Für die schleswig-holsteinische Delegation argumentierte
Reinhard Ueberhorst, späterer Vorsitzender der Enquete-
Kommission:

„Da können wir nur wählen zwischen einerpositiven Aus-
sage, einer Stillegungsaussage oder einer dritten Aussage, für
uns der Weg der mittleren Vernunft, indem wir sagen, wir ma-
chen eine Ausbaupause und führen eine Grundsatzdiskussion,
wir lassenuns Zeit, dieseFrageohneHektik undSachzwange zu
entscheiden. Einen vierten Weg gibtes nicht."

In ihrer Frage nach der öffentlichen Grundsatzdiskussion
wiesen die schleswig-holsteinischen Sozialdemokraten auch
auf das schwedische Vorbild der Volksdiskussion hin. Gleich-
zeitig stelltensie zunehmendindenVordergrunddieungelöste
Entsorgungsfrage. Gerd Walter und Günther Jansen schalte-
tensich indie Diskussionein,nachdemklargeworden war,daß
der schleswig-holsteinische Antrag inseiner Gesamtheit keine
Chance daraufhatte,Beratungsgrundlage zu werden,und ver-
suchten, verschiedene Abänderungsanträge durchzusetzen.
Der schleswig-holsteinische Antrag aufeinMoratorium wurde
von einer übergroßen Mehrheit des Parteitages abgelehnt.
Zum Schluß, inder letzten Abstimmung, fand der vonErhard
Eppler formulierte „Kompromißantrag" eine Mehrheit von
über 80 Prozent der Stimmen. Der SPD-Landesverband
Schleswig-Holstein stimmte geschlossen gegen diesen Antrag.
Dennochsahendie Schleswig-Holsteiner es alsErfolg an,daß
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auch im wesentlichendurchihre Vorstöße das ThemaEnergie-
politik einen entscheidenden Stellenwert auf diesem Bundes-
parteitag hatte. Und man hatte sich in der Diskussion nicht
auseinanderpflücken lassen. Diesechzehnschleswig-holsteini-
schenDelegierten, dasParteivorstandsmitglied KlausMatthie-
sen,sie stimmten gemeinsam in den entscheidenden Abstim-
mungen.Einigwar man sich ohnehininder Programmdiskus-
sion,taktischeWortklauberei zuvermeiden.InderAblehnung
derartiger innerparteilicher Spiegelgefechte waren sich die
Schleswig-Holsteiner aufBundesparteitagen immereinig.Dies
führte, was denStilderDiskussionangeht, zueinerSolidarisie-
rungunddamit auchzueiner inhaltlichenund nichtnur forma-
len Solidarisierung in der Programmdiskussion. Ein Schnitt
von außen in die Diskussion wurde gemacht durch die Land-
tagswahl 1979.Erklärtes Ziel der SPD war es, gemeinsammit
der FDP, unter Klaus Matthiesen die neue Regierung zu stel-
len. Wir wissen,dieses Ziel wurde soknappverfehlt, wie inall
denJahrenvorher nicht.Unddas ThemaBrokdorfspielteeine
entscheidende Rolle in der Wahlauseinandersetzung; denn
Brokdorf war nocheine Wiese, eine Baustelle,eskonnte noch
gestoppt werden. Und: Der Unfall in Harrisburg am Three-
Miles-Island-Reaktor vom 28.März 1979 machte aufdramati-
sche Weise der Öffentlichkeit die Gefährlichkeit der Nutzung
der Atomenergie deutlich. Aber auch die Grünen traten an,
erstmalsbeieinerLandtagswahl, gewannennur2,4Prozentder
Stimmen-Stimmen, diederSPD fehlten,um daseine zusätzli-
che Mandat zu erringen, das denRegierungswechsel möglich
gemacht hätte. So dramatisch dieses Ergebnis war, so nieder-
schmetternd die knappe Niederlage von vielen empfunden
wurde,es bestärktedochdenkonsequenten programmatischen
Weg der SPD Schleswig-Holstein in Sachen Atomenergie, es
bestärkte auch die Tendenz all derjenigen, die diese Pro-
grammdiskussion auch als überlebensnotwendig für die Ge-
samtpartei begriffen, wenn es darum ging, die Wählerinnen
und Wähler, die Aktiven aus Bürgerinitiativen wieder an die
SPD zubinden, die zuden Grünen aus Resignation gegangen
waren. Sie bestärkte die SPD Schleswig-Holstein darin, keine
machttaktischen, koalitionstaktischen politischen Arrange-
ments mit den Grünen vorzunehmen. So entwickelte die Pro-
grammdiskussion eine Schleswig-Holstein-spezifische politi-
sche Dialektik. Klarer wurde nach dem Landtagswahlkampf
1979 auch das Programmziel des Ausstiegs. Gab es bislang
noch Streit und Kontroverse in der schleswig-holsteinischen
SPD über das Offenhalten und die mögliche weitereNutzung
der Atomenergie, verlagerte sich dieser Streit, diese Kontro-
verse jetzt aufdieFrage, wiedieser Ausstieg machbar gemacht
werden konnte.Günther Jansen trieb die Zuspitzung voran.
Siekulminierte aufdemBurger Landesparteitag, aufdem Jan-
sensich inheftigerKontroverse zuKlausMatthiesenmit seiner
Positiondurchsetzenkonnte.Dies wardie PositiondesEntwe-
der-Oder. Dies war eine Haltung, die umschrieben werden
kann damit, daß entweder sich jetzt diejenigen durchsetzen,
dieden weiteren Ausbau der Kernenergie befürworten, oder
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diejenigen, die eine neueEnergiepolitik voranbringen wollen.
Für denstrittigen Bereichder imBaubefindlichen Atomkraft-
werke formulierte der Landesparteitag:

„ImBaubefindliche Kernkraftwerke könnenkeineBetriebs-
genehmigung erhalten, solange die beschriebenen Risiken der
Betriebssicherheitnichtausgeschlossen werdenkönnenundeine
sichere undpraktikable Entsorgungnicht realisiert ist.

"

Damit war auch klargestellt, daß sich die SPD inSchleswig-
Holsteinauch immer daran würde messen lassenmüssen, wie
sie ihre programmatische, ihre grundsätzliche Auffassung zur
Nutzung der Atomenergie in landespolitische Verantwortung
umsetzen würde. Sokonsequent dieseHaltung derLandespar-
teivorangebracht wurde, so konsequent wurde sieinderBun-
despartei abgelehnt, aufdemBerliner Parteitag1979allerdings
mit zunehmender Zustimmung im Vergleich zum Hamburger
Bundesparteitag. Die Landtagsfraktion schaltete sich offensi-
ver indieDiskussion ein, indem sie die Vorlage einesEnergie-
sicherungsgesetzes für denLandtag inSchleswig-Holstein ent-
wickelte.Undimmer nochschwelte der Konflikt umdasAtom-
kraftwerk Brokdorf. Die Landesregierung unter Stoltenberg
forcierte denBau. Sie erhielt die Unterstützung nicht nur des
Bundeswirtschaftsministers Lambsdorff, sondern der gesam-
ten Bundesregierung. Dies veranlaßte schließlich Klaus Mat-
thiesen, vonseiner Funktion als Spitzenkandidat zurückzutre-
ten. Gerd Walter schrieb in der Mitgliederzeitung WIR:

„Einesozialdemokratischgeführte Bundesregierung stützt ei-
nen konservativen Regierungschef zu Lasten der Wahlchancen
dereigenen Genosseninder Opposition...DieProgrammtreue
und die unbequem sture Beharrlichkeit unserer Landespartei
geht also in eineharteBelastungsprobe...Aber:EinUmfallen
inSachenBrokdorfkommtnicht inFrage...Dasklingt wider-
sprüchlich und ist doch wahr: Energiepolitischer Schwenk der
Bundesregierung kann unsere Wahlaussichten beeinträchtigen,
wenn wir diesen Schwenk aber mitmachen, wärensie vollends
dahin."

Nurkonsequent istes daher,daß dieLandespartei ihre ener-
giepolitische Programmatik konsequent weiterentwickelte.
Nächste Station: der Landesparteitag in Harrislee. Beschluß
zur Energiepolitik:

„Dieschleswig-holsteinische SPD fordertden Verzichtaufdie
Atomtechnologie. Diese Forderung ist auf Bundesebene nur
langfristigdurchzusetzen. Der folgende Antrag an denBundes-
parteitag solldeshalb den Bau weiterer Kernkraftwerke in der
Bundesrepublik verhindern und damit den schrittweisen Aus-
stiegaus derAtomtechnologie ermöglichen.Für Schleswig-Hol-
stein hat die SPD in regionaler Eigenverantwortlichkeit be-
schlossen, kein neues Atomkraftwerk zu bauen (Brokdorf).
Wenn die SPDRegierungsverantwortung inSchleswig-Holstein
übernimmt, wird sie den Baustopp oder die Abschaltung von
Brokdorfbetreiben. Für denBetrieb von Krümmel undBruns-
büttel geltendie beschlossenenSicherheits-undEntsorgungskri-
terien.Dies gilt unverändertfort.

"
Und weiter heißt es indiesem Antragnach dezidierten Aus-
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sagen zueiner alternativen Energiepolitik für Schleswig-Hol-
stein unter dem Stichwort „energiepolitische Standortbestim-
mung":

„Dienichtvorhergesehene Wende desEnergieverbrauchs, das
heißt die ohne staatliche Eingriffe erzielten Energieeinsparun-
gen, ist eine neue Chance für die SPD, die Option für die
Kernenergie, wie sie aufdem Berliner Parteitag 1979beschlos-
sen wurde, aufzugeben. Der gesellschaftlich verantwortbare
Kompromiß, entsprechendderEmpfehlung derEnquete-Kom-
mission Zukünftige Energiepolitik über dieNutzung vonKern-
energie oder den Verzicht auf Kernenergie zu einem späteren
Zeitpunkt zu entscheiden, zeigt dabei in die richtigeRichtung.
Die Wendeinder Verbrauchsentwicklung vonEnergie, diekon-
sequenteAnwendung der von derEnquete-Kommission vorge-
schlagenen Sparmaßnahmen machendaher jeden weiteren Bau
vonKernkraftwerken überflüssig. SeitdemBerlinerParteitag ist
die Unsicherheit über dieFrage, wieKernkraftwerke weiterent-
sorgt werdenkönnen, weitergestiegen.DerBaueinesZwischen-
lagers in Gorleben ist zurZeitgerichtlich gestoppt. Die langfri-
stige Kompaktlagerung von Brennstäben isterstmals von einem
Verwaltungsgerichtnichtgenehmigt worden.Esscheintzweifel-
haft, ob die Verträge der deutschen Energieversorgungsunter-
nehmen mit der COGEMA zur Entsorgung abgebrannter
Brennelemente, so wie ursprünglich verabredet, aufrechterhal-
ten werdenkönnen.ObdieSalzstöckeinGorlebenzurEndlage-
rung wirklich geeignet sind, istnachdenProbebohrungen unge-
wisseralsvorher. Für dieSPDstellenKompakt- und Zwischen-
lager keinen hinreichenden Entsorgungsnachweis dar. Für den
bisher angefallenen Atommüll ist deshalbnach geeigneten Me-
thodender Endlagerung weiterzuforschen. Dabeidürfen keine
neuen Sachzwange hinsichtlichdes kommerziellen Einstiegs in
die Wiederaufbereitungstechnologie erfolgen. Die im Atomge-
setz festgelegten Bestimmungen für die Sicherheit beim Betrieb
vonKernkraftwerken sowiederen Entsorgungdürfen nicht ver-
ändert werden. Solange kein Entsorgungskonzept in diesem
Sinne realisiert ist, darfnicht durch neue Inbetriebnahme von
Kernkraftwerken das Problem des Atommülls zusätzlich ver-
schärft werden. Unberührt bleibt die gegebenenfalls von den
zuständigen Landesregierungen zu treffende Entscheidung, für
bereits im Baubefindliche Kernkraftwerke wegen entfallenden
quantitativen Bedarfs und/oder Versorgung aufder Grundlage
desgeltenden Rechts einenBaustopp herbeizuführen.

"

Konsequente Fortsetzung der bisherigen Diskussion, neue
Klarheit inderPosition,neue Anläufe für dieEntwicklung der
Programmatik auchhinsichtlichdesLandtagswahlprogramms.
Und dies weiterhin eingebunden in die Versuche, mit den
außerparlamentarischen Bewegungen, der Bürgerinitiative
Umweltschutz Unterelbe insbesondere, inKontakt zubleiben
mitden weiteren Versuchenfür dieEntwicklung derProgram-
matik stärkere Zustimmung inder Bundespartei zu erreichen.
1983 schaffte es BjörnEngholmnicht,dieRegierungBarschel
abzulösen. Aber die SPD Schleswig-Holstein hatte es ge-
schafft, die Kontroverse hinsichtlichder Aussagen imLandes-
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Wahlprogramm zwischen Landesverband und Fraktion, zwi-
schen Landesvorsitzendem und Fraktionsvorsitzendem oder
Spitzenkandidaten abzubauen. In die Wahl1983 ging die SPD
Schleswig-Holstein mit einer geschlossenen, einmütigen Hal-
tung ohneSpannungen zwischenLandesvorsitzendemundMi-
nisterpräsidentenkandidaten. Der weiteren Präzisierung
diente ein Sonderparteitag zur Energiepolitik, der am 8. Juni
1986 inKiel stattfand.Dort wurdebeschlossen:

„DieSPD willdenschnellstmöglichenAusstiegausderAtom-
energie. Eine Technik wie die Atomenergie, die niemals versa-
gen darf und der gegenüber die Menschen niemals versagen
dürfen, weildieFolgen eines solchen Versagens von Menschen
nicht beherrschbar sind, kann von niemandem verantwortet
werden.KeinLand, keine Wissenschaft, keinpolitisches System
kann garantieren, daß der Super-GAUnicht eintritt. Folgende
Sofortmaßnahmen halten wirfür unverzichtbar:
1. AlleAtomkraftwerke werdenkontinuierlichaufihreSicher-

heit überprüft. Atomkraftwerke, die nach dem Stand der
Technik alsNeuanlagekeine Betriebsgenehmigung erhalten
würden, werdenabgeschaltet.

2. Der SchnelleBrüter gehtnicht inBetrieb.DieForschungs-
förderungaufdiesem Gebiet nicht wirdfortgesetzt.

3. Der Bau der Wiederaufarbeitungsanlage wirdnicht fortge-
setzt. Statt dessen wird die direkte nationale Endlagerung
weiterverfolgt.

4. Baustopp für inBaubefindliche Atomkraftwerke.

Demonstration vonAtomkraftgegnern
1985 vordemKernkraftwerk Brokdorf
(Foto:J. Hinrichsen)
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5. NeueBetriebsgenehmigungen werden nicht erteilt.
6. Es gibt keine neuen Baugenehmigungen für Atomkraft-

werke.
7. Exporte von Atomreaktoren aus der Bundesrepublik wer-

denverboten.EinallgemeinesExportverbot vonAtomreak-
torensollimRahmenderEGdurchgesetzt werden.Diesgilt
auch für systemnotwendiges Zubehörfür Atomreaktoren
und Wiederaufarbeitungsanlagen.

8. Der Transport von Atommüll über nationale Grenzen hin-
wegist zuuntersagen.

9. Wirfordern das Verbot des Imports von Atomstrom.
10. Es müssen sofort ökologisch verträgliche Energieversor-

gungskonzepte, dieohne Kernenergie, aber auchohne zu-
sätzlichenÖlimport undohneKohlekraftwerke mitungenü-
gender Abgasreinigungstechnik auskommen, auf Bundes-
wie aufLänderebene erarbeitet werden.

Unsere zukunftsorientierte Energiepolitik steht auf vier Säu-
len: der dezentralen Energieversorgung durch Kraft-Wärme-
Kopplung, dem Ausbau umweltfreundlicher Kohlekraftwerke,
derverstärkten Nutzung regenerativer Energiequellen und dem
FaktorEnergieeinsparung. "

Von der Denkpause zum Baustopp, von der Forderung auf
denVerzicht derNutzung der Atomenergie zum schnellstmög-
lichenAusstieg.EineeindeutigePositionsbestimmung weitvor
der Vorbereitung sowohlprogrammatisch alsauch organisato-
risch dernächsten, indenAugen vieler Sozialdemokratenent-
scheidenden Landtagswahl. Diese Position war Grundlage
auch für die weitere bundespolitische Strategie der schleswig-
holsteinischen SPD. Der Antrag wurde zum Bundesparteitag
eingebracht. Günther Jansen:

„Liebe Genossinnenund Genossen, wirSchleswig-Holsteiner
gehörtenauffrüheren Parteitagen zu denen, diemit ihren Aus-
stiegsforderungen im Prinzip im Verhältnis 60:40 unterlegen
sind. Aber einesstandfür uns immer fest: DieseParteihatsich
über zehnJahre die Energiediskussion nicht einfach gemacht
und:IneinerurdemokratischenPartei wiederSPDgeltenMehr-
heiten. Mehrheiten sind erforderlich, um Wege zu entwickeln.
Unsere Vorstellungen, die jetzt weiterzuentwickelnsind, haben
nichtnur die Zukunft zu formulieren,sondern wir müssen auch
zurückdenken. Deshalb appelliere ich heutean diejenigen, die
wiraufdem langen Wegunserer Energiedebatte verlorenhaben,
irgendwohin oder in die Resignation. Ich sage zu denen, tragt
nicht weiter zur unnötigen Zersplitterung bei, stärkt jetzt die
SPD, denn nur dann wird es vielleicht dieletzte Chance geben,
denorganisierten Ausstiegaus derAtomenergie zuschaffen. Wir
brauchen dafür alle! Aber, liebe Genossinnen und Genossen,
beiderAtomenergiegeht es nichtnurum die technische unddie
finanzielle Machbarkeit. Es geht auch um moralische Katego-
rien. Eine Technik wie die Atomenergie, die niemals versagen
darfund dergegenüber dieMenschen niemals versagen dürfen,
weildieErgebnisse einessolchen Versagens vonMenschen nicht
beherrschbar sind, kann von niemandem verantwortet werden,
auchnichtimRestrisiko. Deshalbmuß die Umkehr jetztstattfin-
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den.Deshalbmeine ich, daß eine Gesellschaft, die weit über 30
MilliardenDMstaatlicher Mittelin denAusbau der Atomkraft
gesteckthat, jetztauch bereit seinmuß, öffentlicheMitteleinzu-
setzen,um einenfalschenpolitischen Weg wiederrückgängig zu
machen. Wer das nämlich nur über den Strompreis will, wird
merken, daß dies eineAbschreckungsstrategie wird, die imEr-
gebnisMehrheiten wiedergefährden kann. Deshalb istder Staat
gefordert, denAusstiegmitzufinanzieren. DieBayernbrauchen
diesenBeschluß, um dieGlaubwürdigkeit für dasEnde in Wak-
kersdorf zu belegen. Nordrhein-Westfalen braucht den Be-
schluß, umzuzeigen, daß dieNicht-InbetriebnahmevonKaikar
sogemeint ist, wiesiedort diskutiert wird.Und wirinSchleswig-
HolsteinbrauchendiesenBeschluß, damit Brokdorfnichtmehr
ansNetz geht indieserenergiepolitischen Entwicklung..."

Günther Jansen bekam für diese Rede Beifall.Diese Rede
wurdegehaltenaufdemNürnberger Bundesparteitag 1986,der
für viele, die an der Programmdiskussion interessiert waren,
einenDurchbruch derSozialdemokratenaufBundesebenebe-
deutete. Der für viele, die als schleswig-holsteinische Dele-
gierte sich jahrelangaufBundesparteitagen imAbseits gefühlt
hatten,einneues Zeichenfür dieZukunftsetzte.EinParteitag,
der in Sachen Energiepolitik aber auch nach dem Ereignis
stattfand, dasviele hatteneunachdenken lassen. DieReaktor-
katastrophe von Tschernobyl. Nürnberg war energiepolitisch,
abernichtnurenergiepolitisch, einDurchbruch für diePosition
derSchleswig-Holsteiner SozialdemokratenaufBundesebene.
ImbeschlossenenLeitantrag heißt es:

„DieNeuorientierung der Energiepolitik ohne Atomkraft ist
einehistorischeZäsur. ZumerstenMalinder Geschichtestehen
wir vordem Problem,einehochentwickelte Technologie wegen
ihrer nicht zu beherrschenden Gefahren undRisiken in einem
geordneten Rückgang aufzugeben. Auch nach jahrzehntelan-
gem Betrieb von Atomkraftwerken ist es nicht gelungen, die
räumlich undzeitlich unbegrenzten Gefahren und Risiken für
Leben und Umwelt durch radioaktiveStrahlenbelastung abzu-
schätzen und auszuschließen. Im Bewußtsein unserer Verant-
wortungauch für die kommenden Generationen hält derPartei-
tag es auf Dauer nicht für verantwortbar, die Menschen den
atomaren Gefahren und Risiken, auch denen der zivilen Nut-
zung der Atomkraft auszusetzen. Dies gilt umso mehr, als es
heute schon andere Energietechniken gibt, die langfristig res-
sourcenschonendundumweltverträglich eingesetzt werdenkön-
nen. Wir werden von uns aus alles tun, damit innerhalb eines
Zeitraums vonzehnJahren eineEnergieversorgung ohneAtom-
kraft für die Bundesrepublik Deutschland verwirklicht wird.
Wenn die Akteure inStaat, Wirtschaft und Gesellschaft zusam-
menwirken, werdenwir wenigeralseinJahrzehntbenötigen,um
ineinemgeordneten Rückgang das letzteAtomkraftwerk abzu-
schalten."

Der Nürnberger Parteitag war eine große programmatische
undpraktische Ermutigung für dieSPD inSchleswig-Holstein.
Sie formulierte in ihrem Landtagswahlprogramm, diskutiert
und beschlossenam 4./5. April 1987 inNeumünster unter der
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Überschrift „Sichere Energie für Schleswig-Holstein ohne
Atomkraft: Wir organisierenden Atomkraftausstieg:

Eine Technik wiedieAtomenergie, die niemalsversagen darf
unddergegenüber dieMenschenniemals versagen dürfen, weil
die Folgen nicht beherrschbar sind, kann nicht verantwortet
werden. Deshalb wollen wir entsprechendseit1975 aufgestellten
Forderungen den schnellstmöglichen Ausstieg aus der Atom-
energie in spätestens zwei Wahlperioden vollzogen haben. Die
entscheidende Weichenstellung für den Ausstiegmuß aufBun-
desebene erfolgen. Dort gilt es, die rechtlichen und politischen
Rahmenbedingungen zuändern.Denäußerst engenlandespoli-
tischen Handlungsspielraum für den Ausstieg werden wir voll
ausschöpfen. Gleichzeitig werden wir eine ökologisch verant-
wortbare und sozialverträgliche Energieversorgung in Schles-
wig-Holstein verwirklichen. Auch dabei setzen wir auf neue
Technologien, die neue und zukunftssichere Arbeitsplätze
schaffen. Beiatomrechtlichen Entscheidungen ist eine Landes-
regierung Genehmigungsbehördeim Rahmen der Bundesauf-
tragsverwaltung. EineSPD-Landesregierung wirddieBetriebs-
genehmigungen für die Atomkraftwerke in Schleswig-Holstein
widerrufen. Zur rechtlichen Absicherung dieser Entscheidung
wird eine Landesregierung unverzüglich für alle Atomkraft-
werke in Schleswig-Holstein Sicherheitsüberprüfungen durch
unabhängige Gutachtergremienindie Wege leiten. Diese werden
strengsteMaßstäbe aufder Grundlage des jeweilsneuesten Stan-
des von Wissenschaft und Technikanlegen. Es wirdeineumfas-
sende und wissenschaftlich abgesicherteNeubewertung der Ge-
fahren vorgenommen, dievon Atomanlagen ausgehen. Aufdie-
ser Grundlage wird im Interesse von Mensch und Natur eine
neue Sicherheitsphilosophieerarbeitet. Die vorhandenen Atom-
kraftwerke müssen für die Restbetriebszeit strengsten Sicher-
heitsanforderungen entsprechen. Die TÜV-Studie über die be-
sonderen RisikenderSiedewasserreaktoren muß zum sofortigen
WiderrufderBetriebsgenehmigung derAtomkraftwerkeBruns-
büttel und Krümmel führen. Der Ausstieg aus dem Atomkraft-
werk Brokdorf muß über den oben beschriebenen Weg der
Erarbeitung einer neuen Sicherheitsphilosophie erfolgen. Dar-
über hinaussindalle rechtlichen Wege zum Ausstiegzunutzen.

"
Mit dieser Haltung zog die SPD 1987 in die Landtagswahl.

Sie erreichte dieMehrheit nicht.EskamzumPatt imLandtag.
Neuwahlen warenerforderlich,Neuwahlen,dieam8. Mai1988
zum erdrutschartigen Wahlerfolg der SPDmit der Abgabe von
54,8 Prozent führten. Am31.Mai1988 wurdeBjörnEngholm
imLandtagzumMinisterpräsidenten gewählt. Sein Energiemi-
nister Günther Jansen-einer,der seit 1975 dieDiskussionum
den Ausstieg, dieDiskussion für eine neue verträglicheEner-
gieversorgung in aller Beharrlichkeit, in aller Dickschädelig-
keit und Sturköpfigkeit, wie es sich für die schleswig-holsteini-
sche SPD gehört, vorangebracht hat. Viele Bürgerinitiativen
sehen mit hohenErwartungen auf die Chancen, die eineLan-
desregierung hat, die Programmatik des Ausstiegs in die Tat
umzusetzen. EineProgrammatik fand ihre praktische Bestäti-
gungund harrt ihrer praktischenUmsetzung.
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